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BUDGETBERATUNG .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom16 .Dezember1931.
Der Gemeinderat der Stadt Wien setzte heute die Beratungen über den

VoranschlagderBundeshauptstadtWienfür1932fort .ZurVerhandlungsteht
dieVerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform .Berichterstatter Stadtrat Speiser führt aus :

DieWirtschaftslagedrücktauchdemPersonalbudgetderGemeinde
fürdaskommendeJahrdenStempelauf .Nachdemesmirdurchmehralsein
Jahrzehntvergönntgewesenist ,viele Verbesserungender Lebenslageder

ZeiderstädtischenAngestelltenzubeantragen,warichvoreinigehMonaten/gezwun¬
gen ,Vorlagenüberdie Herabsetzungder Bezügeder städtischenAngestellten
zu vertreten .Die Herabsctzung der Bezüge und andere Sparmassnahmenauf
demPersonalgebiete,wieAufnahmssperreundEinschränkungderNebenbezüge,
bringenes mitsich ,dassimVoranschlagegegenüberdemRechnungsabschluss
für das Jahr 1930un 9 MillionenSchilling wenigereingestellt sind .Ich
kannes nur rühmendhervorheben ,dass die städtischen Angestelltentrotz
derHerabsetzungderBezügeihreAufgabenpflichtgetreuundmitvollem
Diensteiferweitererfüllen .DieAufgabe ,demVolkeeinensozialeingestell
ten ,gut eingerichtetenundsparsamgeführtenVerwaltungsapparatzurVer¬
fügungzu halten ,ist durchdasZusammenwirkender GewähltenundAngestell¬
ten gutgelöstworden .DieheutigeschwereZeit erfordertgebieterisch,
dassdieBestrebungen ,dieVerwaltungimmerbesserzugestalten ,imkommen¬
den Jahr energisch fortgesetzt werden .

DieaktivenAngestelltenderGemeindeWienmachennachdemStande
vom1 .August1931bei Magistrat ,Schule ,BetriebenundUnternehmungenzu¬
samnen18 . 688Personen aus .Bei den Unternehmungengibt es . 719Ange¬
stellte und20 . 689Arbeiter ,Beider Hoheitsverwaltunggibt es 6347Beamte,

. 838Lehrer,10. 137Bediensteteund. 614Kollektivverträgler .Fernerware
bei der Hoheitsverwaltungam1 .August1931noch . OhlSaisonarbeiterin
Verwendung.Essind also bei denstädtischenUnternehmungeninsgesamt
23 . 108 ,bei der Hoheitsverwaltungsamt Schulen und Betriebenonsgesamt
25 . 280Personenbeschäftigt .Bomden letzteren sind 20 . 016nachderallge¬
meinenDienstordnungentlahnt ,. ochnachder Feuerwehrdienstordnung,1614
nach Kollektivverträgen und . 646sind Vertragsangestellte .Unter denBeam¬
ten gibt es unteranderem277Juristen ,315Hochschultechniker,195haupt-¬
beruflicheundnebenberuflicheAerzte ,152Mittelschultechniker,739Rech¬
nungsbeamte,953BeamtedesmittlerenVerwalßungsdienstes ,1563Kanzleibean
te .In derHoheitsverwaltungsamtihrenBetriebensind1671Frauen ,in
derSchule3273Frauentätig ,beidenUnternehmungenderStadtalsAnge-¬
stellte 545Frauenundals Arbeiterinnen273Frauen ,In derHoheitsverwal¬
tungsindBeschäftigt:5 Juristinnen ,86Aerztinnen,737Beamtinnen ,517
Kindergärtnerinnenund347Fürsorgerinnen .Ausserdemsind 2979Frauenals
Pflegerinnen ,Köchinnen,Küchengehilfinnen,Hausarbeiterinnenundinähnlichen Verwendungentatig .

Die Pensionsparteiender GemeindeWienmachtenam1 .August1931
insgesamt19 . 794aus .DavonwarenLienstordnungspensionsparteienbeiden
Unternehmungen1134 ,Kollektivvertragspensionsparteienbei denUnterneh¬
mungen 7816 ,Dienstordnungspensiensparteien der Hoheitsverwaltung 6632 ,Le
rerpensionsparteien3836 ,undKollektivvertragspensiensparteienderHo¬
heitsverwaltung 376Personen .

DieBezügederAktivenundPensionistenbetragenimganzen
Kreis der Gemeinde316 ' 1MillionenSchilling .Davonentfallen auf dieim
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Dienste befindlichen Gemeindeangestellten271MillionenSchilling ,aufdie
Pensionisten75 ' 1MillionenSchilling .In derHoheitsverwaltungallein
entfallen auf die im Dienste befindlichen Angestellten 131 'Millionen
Schilling ,auf die Pensionisten 49 ' 9MillionenSchilling .

Die Nebengebührensind für die Hoheitsverwaltung samt Schulenund
Hoheitsbetriebenfür das Jahr '1932mit ' 7MillionenSchillingveranschlagt .
DieseNebengebührenhabenimJahre1930noch11 MillionenSchilling
ausgomafht .Eswerdensomitrund ' 8MillionenSchillingeingespart .Unter
diesen Nebengebühren sind allerdings nicht nur Ueberstunden ,Kommissions - ¬

gebühren ,Fahrtauslagenersatz ,Uebersiedlüngskosten und Reisegebührenvor¬
standen ,sondernauchBezahlungvonUnterrichtsstunden(Religionsunterricht
Unterrichtin Freigegenständen ,Fachunterricht ) ,fernerZulagenfürpro¬
visorischeSchulleitungenundReinigungs -undHeizgebührenfür dieSchulen.

StadtratSpeiserbesprichtdanndie sozialenEinrichtungenfür
die Angestellten ,die Krankenfürsorgeanstaltunddie Darlehensstelle .Dic
Krankenfürsorgeanstalthat imJahre 1930 ' 8MillionenSchilling anAerzte
kosten ,733. 000SchillingfürMedikamente,' 1MillionenSchillinganSpi¬
talskosten ,88 . 000Schillingfür Heilstättenund½30. 000Schillingfür
Landaufenthalte und Erholungsheime ausgegeben .Zu den heutigen Leistun¬
genfür die Krankenfürsorgeanataltgibt die Gemeindejetzt lautVor-¬
anschlag für 1932 noch 60 . 000Schilling an Aushilfen und rund 30 . 000Schil¬

ling unverzinslicheVorschüsse .Vonder Darlehensstellewurdenseit ihrer
GründungimJahre1927nicht wenigerals 27 . 941Darlehenbewilligt .

Der Berichterstatter referiert nun über die Verwaltungs -undBe¬

triebsreformen/imvergangenenJahrefortgesetztwordensindundimnächsten
Jahregarbesendersstarkbetriebenwerdenmüssen.DieMithilfedesgesamten
Fersonales ,der Beamtenund Angestelltenschaft ,der Lehrerschaft undder
Arbeiterschaft ,die schon bisher se viele ReformenzumErfolg geführthat ,
mussich für die kommendeZeit imbesonderenGradeerbitten .In allenAr¬
beitsreformen ,die sich sowohl auf die eigentliche Hoheitsverwaltungans
auf das Schulwesen ,auf die Betriebe der Hoheitsverwaltungundaufdie
städtischenUnternehmungenerstrecken,steckteinegegaltigeArbeitsleis-¬
tung .Nurauf verständnisvolleMitarbeit ,auf volleDienstbereitschaft
auf sparsameEinrichtungimkleinsten wieimgrossenWirkungskreiskönnen
die Gemeindeangestollten aller Art auch in einer so hartenund
schweren Zeit wie die heutige ihre Rechts -und Lohnverhältnisse gründen .

Gehaltskürzungensindjetzt in Oceterreichundin derganzenWeltauf der Tagesordnung .Die Gemeinde Wien hat in dieser Beziehungbisher
grosse Zurückhaltunggeübt .Sic hat ihremPorsonal sowohlin derHoheits¬
verwaltung als in den Unternehmungen geringere Abstriche auferlegt ,als
andere Verwaltungen .Die Höhe der Personalauslagen im Verhältnis zuden
Sachauslagenist allerdings sehr bedenklich .DieGemeindewirft nachdem
Voranschlagrund55 Prozentihrer Gelderfür Sachauslagenundrund15Pro¬
zent für Personalauslagenaus .DiesesVerhältnisist natürlich aufdie
Dauernicht aufrecht zu erhalten .EinewichtigeKomponentezurHerbeifüh¬
rungdiesesVerhältnissesist die starkeEinschnürungder Sachauslagen .Der
Persenalstand wird sich den durch die Kürzungder Sachauslagenbewirkten
Einschränkungenanpassenmüssen.

DieganzenJahre hindurchhat die Gemeindein BezugaufAnstellun
genäusserste Zurückhaltunggeübt .Dasist sowohlvomStandpunktderSchaf
fungvonArbeitsgelegenheitfür die Jugendals auchvomStandpunktderVer
waltungder an einer ErneuerungundAuffrischungder Ständegelegensein
muss ,bedenklich .Die schon in früheren Jahren in vielen Standesgruppenge
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übte und jetzt fast lückenlose Aufnahmssperrewar aber tretzdomnotwendig .
Dic Gemeinde stünde sonst jetzt vor der Notwendigkeit einer grässeren Ab - ¬

bauaktion .Die Ueberführungder überzähligenAngestellten auf andercfrei - ¬
werdende Arbeitsplätze wird im kommenden Jahr eine wichtige Aufgabe des
Persenalrcferat es sein .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

SteuerbefreiungfürNeubauten.
In der heutigen Sitzung der Landesregierung wurde ein Gosetzes - ¬

entwurf eingebracht ,demzufolge allen Neubauten ,die bis 31 .Dezember
1932fertiggestellt sind ,die Steuerfreiheit im gleichen Ausmassewiebis¬
her zugebilligt werdensoll .Die Vorlage ist domFinanzausschusszurBeratur
zugowiesenworden .

- . ——. ————- - ¬
Palmenverkaufeim städtischen Reserbegarten .

InfolgeBctriebseinschränkungkommenimstädtischenRoservegarten
ctwa 120 Palmen und 60 andere Dekorationspflanzen in der Grösse von ' 50
bis ' 5Meter zu sehr niedrigen Preisen zu Verkauf .Die Pflanzen können
im städtischen Roservegarten ,II . ,Vorgartenstrasse 160 ,von morgen ,
Donnerstag ,an bis einschlicsslich Sonntag ,den 20 .Dezember ,von9Uhr
bis 12Uhrvormittagsbesichtigtwerden.

. . Dr .Stowassor( . . )führt unter anderemaus ,dass die Zeitden
Mahnungender Minderheit Recht gegebenhat ,die Gemeindewacheabzubauen .
DerPersonalaufwandfür die Gemeindewchebeträgt nur mehr554 . 000Schil - ¬
ling . DieNebengebührensind allerdings mit 215 . 000Schilling veranschlagt .
Dieser Betrag ist für den Stand von 200 Mannauffällig hoch .Eineontapre¬
chande Aufklärung daruber wäre äusserst wünschenswert .Der Rednerbemängelt
woiter den Personalüberstand bei verschiedenen Wohlfahrtsanstalten .Im
Zontralkinderheimmit156Kindernsind 213Angestllto ,imWaisenhausDöb-¬
ling mit 18 Eindern 13 Angestellte und in der Erzichungsanstalt Eggenburg
mit 501 Zöglingen 150 Angestellte . DerAufwand für die Nebengebühren wurde
von 5 Millionen Schilling auf 3 Millionen Schilling herabgesetzt .Dasist
ein noch immer beträchtlicher Betrag .Für die Nebengebühren kommeninfolge
der Eigenheit der Wiener Gemeindesteuern hauptsachlich die Steuerbchörden
in Betrscht ,die sohr bedeutende Kontrollkosten verursachen . DerRedner
führt sodann Klage uber die Politisierung der Verwaltung und stellt fen
Antrag ,dass zu allen Verhandlungendes Dienstgeberslohn -unddienstrecht-¬
licher Natur auch die Gewerkschaften der Minderheit als gleichberechtigt

beizuziehen sind ,ferner einen Antrag auf Abänder ung der Dienstordnung für
die Angestellten der Gemeinde in dem Sinne ,dass die Mitglieder der Persona
kommission aus dem Stande der Gemeindeangestellten von denAngestellten
selbst in unmittelbarer ,freier und geheimer Wahl nach den Grumätzen des
Verhaltniswahlrestes gewählt werden .Der Magistrat wird beauftragt .einen
bezüglichen Gesetzentwurf im Einbernehmen mit allen Gewerkschaften der

Gemeindeangestellten auszuarbeiten und dem Gemeinderat ehenstens vorzulege :
Schliesslich den Antrag ,dass der Abzug der Beiträge für den Verband der
städtischen Angestellten von ihren Gehaltsbezügen vom . Jänner 1932anzu
unterbleiben hat .( Lebhafter Beifall bei der . . )

Es wird sodanndie Verhandlungüber die VerwaltungsgruppeIun¬
terbrochen und die Abstimmungüber die Verwaltungsgruppe II umddie zudie - ¬
ser Gruppe gestellten Anträge vorgenommen .Die Ansetze der Verwaltungsgruppe
II werden genehmigt ,Her Antrag Hengl betreffend Vorlage eines Verzeich¬
nisses jener Gassen und Plätze ,in denen Häuser der Bodenwertabgabevom
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verbauten Grundunterworfen wurden ,wird angenemmen .Der Antrag Biberbe¬
treffenddie VorlageeinesGesetzentwurfesüberdie zeitlicheBefreiung
vonderWohnbausteuerist durchdie EinbringungeinerbezüglichenGesetzes¬
vorlagein derheutigenSitzungderLandesregierunggegenstandslosge¬
worden ,sodasseine AbstimmungübæerdiesenAntragunterbleibt ,dieübrigen
zur VerwaltungsgruppeII gestellten Anträgewerdenabgelehnt.

Eswirdsodanndie Debatteüberdie VerwaltungsgruppeIfortgesetzt .
. . Wawerka( . . )bemängeltzunächst ,dass diesmal imVoranschlage

die Bezügeder leitendenFunktionäreder Gemeindenicht wiein früherenVor¬
anschlägendatailliert ,sendernnursummarischangeführtwerden .Ansolchen

et . Esist zumBeippiel nicht mög¬rfteLehrllich festzustellen ,wiegrossedieZahlderandenHaupt -undandenVolks-¬
schulenist . DerRednerbeschäftigtsich sodannmitdenRechtsverhältnissen
derWienerLehrerschaftunderinnertdarah ,dassals die heutigeMehrheit
dieVerwaltungderStadtübernahmdieLehrerschaftin ihrerunterdemNamen
VaugoinscheDienstordnungbekannteDienstordnungdas mddernsteDienstrecht
hatte . . . Diesozialdemokratische Partei hat der Lehrerschaft von diesenRech¬
ten eines nach dem anderen weggenommen .Was in der Dienstordnung der Lehrer - ¬

schaft gut ist ,danktsie der christlichsozialen Partei ,wasschlechtist
ist ausschliesslich eine Schöpfung der sozial demokratischen Partei .Die
alte Dienstordnung war auf den grundlage der reinen Zeitvorrückungaufgebaut
ohne jede Möglichkeit der Bevorzugung von Protekt ionskindern .DieAutoma¬
tik wurdeimmermehrdurchbrochen ,zunächstdurchdas Systemder nachfreiem
ErmessengewährtengeldlichenAuszeichnungen ,dieerst eingestelltwurden,
nademdie sozialdemokratischenParteigängrsiefast ausnahmsloserhalten
hatten .HeutegeschiehtallesnachfreiemErmessen.DieErnennungderSchul¬
leiter ,die Schultersetzungen ,die Schulinspektionen ,ja sogar die Ent¬

lassungdefinitiver Lehrkräfte . DerRednerstellt sodanneine ReihevonAn¬
trägen zur Lehrerfragewobeier bemerkt ,dass eine Reihedieser Anträgeim
Vorjahre der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen aber nicht er¬
ledigtwurden .DiesenletzterenAnträgenhabeer diesmaldenAusweggewählt
dass der Bürgermeister aufgefordert wird ,zu veranlassen ,dass über diese
seinerzeit der geschäftsordnungsmässigen Bchandlung zugewiesenenAnträge
unverzüglichberichtetwerde .EinAntragverlangt ,dasszur ErstattungderVor-¬
schläge für die Ernennungvon Schulleitern und Schulleiterinnen eine ausdem
Gemeinderatzu wählendenach demProporzzusammengesetzteKommission
einzusetzen sei .Ein weiterer Antrag ,dass die Zulage denPensionsparteien
rückwirkendin die Bemessungsgrundlageder Ruhe -undVersorgungsgenüsseein¬
zubeziehen sei .Weiters verlangen die Anträge ,dass die Lehramtsanwärter nach
demDatumder Einbringungihrer Gesuchemit Berücksichtigungihrer Quali¬
fikationsowie ihrersozialenVerhältniasezureihenundanzustellensind ,
dass den Lehrerheimkehrern eine persönliche Zulage zu gewähren ist ,die in

dividuellabgestimmtist unebewirkt ,dassdbeLehrerheimkehrerimGehalts--¬
bezugdenanderenLehrerndes gleichenMaturajahrgangesgleichgestelltwer¬

den . . . 41 14 Ferner wird derBürger .
meister aufgefordert ,zu veranlassen ,dass dem Gemeinderat unverzüglich Beric
erstattet wird,über den in der Gemeinderatasitzung vom 17 .Dezember1930
der geschäft sordnungsmässigenBehandlung zugewie senen Antrag Wawerkebetref¬
fend die Novellierung des Hlehrerdienstgesetzes ,insbesondere seines dritten
Abschnittes ,überdenin der Gemeinderatssitzungvom18 .Dezember1925der
geschäftsordnungsmässigen Behandlungzugewiesenen Antrag Schlösinger betrf .
die Schaffungeiner Personalvertretungfür die WienerstädtischenLehrper¬
sonen ,über den in der Gemeinderatssitzungvom17 .Dezomber1930dergeschäfts
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ordnungsmässigenBehandlungzugewiesenenAntrag Wawerka ,der gelautet hat :
ZumZwedkederSupplierungfürdienstverhinderteLehrkräfteist derStatus
der Bezirkshilfslehrkräfte wiedereinzuführen ;Hie hiefürerforderlichen
AnstellungenvonLehramtsanwärternsind unverzüglichdurchzuführen,

über den ebenfalls dergeschäfte
ordnungsmässigenBehandlungWawerkebetreffenddie Wahrund.denRechtes
der Lehrerschaft auf Mitberatung durch die Lehrerkonferenz bei der Ein¬

führungneuerLehr -undSehebücherundschliesslichüberdenAntragWawer¬
ke betrf .die ZusammenfassungsämtlicherAngelegenheitendesSach¬
und Personalaufwande für das Schulwesen in einer eigenenVerwaltungsgruppe
"Schulwesen"( LebhafterBeifallbei der . . )

GR .Pfeiffer ( . . )führt Klagedarüber ,dass dasTätigkeits¬
gebiet und die Einflusssphäre des Gemeinderates sowie die Zahlder
Sitzungendes Gemeinderatesimmergeringer wird . DerGemeinderathatnur
sehr selten Gelegenheit sich mit grossen Fragen zu beschäftigen .In den
VerhandlungendesGemeinderates sprechenfast immernurdie Vertreterder
Minorität. DieMitgliederderMehrheitbetrachtensichnuralsAbstimmung-¬
maschine .Dadurchwird das Ansehendes ganzenGemeinderatesherabgesetzt .
Es bedeutet auch eine Geringschätzung des Gemeinderates ,dass derBürger¬
meister bei den Sitzungen fast niemals anwesend ist . Soschlecht eine
Doppelgeleisigkeit der Landes -und Gemeindeverwaltungwäre ,soschlecht
ist auch die vollständige Identität von Landtagvund Gemeinderat . DerUnter - ¬
schied zwischenbeiden Körperschaftenbesteht lediglich darin ,dass
jede von beiden andere Vorsitzende hat ,dass im Landtag das Rauchenver¬
boten ist und dass die Protokolle des Landtages gedruckt werden .DerRedner
befasst sich sodann mit dem Voranschlag der Verwaltungsgruppe I undstellt
fest ,dass die gesamteVerminderungdes Personalaufwandesgegenüberdem
tatsächlichen Aufwandedes Jahres 1931über 11 MillionenSchillingbeträgt .
Dabeiist zu berücksichtigen ,dass sich die KürzungenderPersonalbezüge
noch schneller auswirkt ,als die des Sachaufwande . DerRednerbeschäftigt
sich sodann mit der Frage der Nebengebühren und bezeichnet es als wünschens¬
wert ,wenn sich der Gemeinderat einmal mit dieser Frage beschäftigen würde .
So gerechtfertigt eine Entschädigung für Reisen zum Beispiel it ,se wäre
es doch notwendig ,dass,gewisse Rechnungskünstder bei Aufstellung von
Reiserechnungeneingeschritten wird . DerRednerstellt ferner neuerlichdie

Forderungen ,dass mit der Politisierung der Gemeindeverwaltungendlich
aufgeräumtwerde .Wiewenigfreiwillig die Zugehörigkeitzu densozialdemo .
kratischen Angestelltenorganisationenist ,geht Aaraus hervor ,dass
heuer der Wiener Zentrallehrerverein bei den Wahlen150 Stimmenweniger
bekommenhat als die Zahl seiner organisierten Mitglieder beträgt .Ueberdie
Aufnahmesperre bin ich anderer Meinungals der Referent . DieAnstellung jun¬
ger Kräfte ist eine unbedingte Notwendigkeit .Auch ht die Gemeindedie
Pflicht ,einem grossen Teil der Eltern die Sorge um die Zukunft der Kinder

durchAnstellungder Kinderbei der Gemeindeabzunehmen .Mit demderzeitigem
System muss unbedingt gebrochen werden .Tretz aller Kritik hat sich auchbei
der Personalverwaltungnichts geändert .DieTendenzencind die gleichenge¬
blieben ;sie machen es uns unmöglich ,für den Voranschlag zu stimmen .( Beifall
bei derMinderheit . )

. R.Lehninger( . . )erklärt ,dassdie FührungderPersonalverwaltung
im wahrsten Sinne des Wortes eine parteipolitische ist . DerRednerspricht
dann ausführlich über die Pensbenskasse der Unternehmungsangestellten ,Diese

Kasseweistein Defizit vonüber11MillionenSchillingaus . Wasbisherfür
dis Sanierungder Kassegetan wurde ,ist nur Flickarbeit .DieKassemuss8
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endlichaufeineGrundlagegestelltwerden,diediePensionenderAngestell¬
tensichert .UeberdieKrankenkassaderStrassenbahnbedienstetenführt
CR. Lehnangenaus ,dasssie ihremeigenenZwecknurin ganzgeringemMasse
nachkommt.DieKassehatinWirklichkeiteinschweresDefizit ,dasaber
vonderVerwaltungdurcheinenwillkürlichenVerwaltungsratsbeschlussmit
HilfedesausserordentlichenUnterstützungsfondesin einemUeberschussver-¬
wandeltwordenist . Diealte saleppeWirtschaftbestehtauchheutenoch.
DieLeistungenderKassensindmangelhaft,dasVerhalteneinigerAorzte,diein IhremLagerstehen ,ist skandalös .AbschliessendverlangtderRedner
dassdieGemeinderatsmehrheitmitdemWahlrechtderAngestelltenschaft
breche,dasdieMinderheitderAngestelltenschaftvonderVerwaltungeinfachausschliesst .( Beifallbei der . . )

In seinemSchlussworterwidertSt . R.Speiæerzunähhstauf dieAus-¬
führungender . RtinSchlösingerüberdasSchulwesan.Erstellt fest ,dass
diedurchschnittlicheSchülerklassenzahlinWien34beträgt,währenddie
durchschnittlicheSchülerklassenzahlandenWienerMittelschulenheuerLh' h
Schülerbeträgt .Mankannruhigbehaupten ,dassin einererstenKlasseeiner
WienerMittelschuledurchschnittlichumeinDrittelKindermehrsitzenals
ineinerWienerstädtishhenHauptschulklasse.Esistmirganzfernegelegen,
deswegendemBundeinenVorwurfzu machen ,sind dochheuteZeitenindenen
manebenvielenBedürfnissennichtnachkommenkann .UeberdieNeuaufnahmen
vonLehrpersonensagt der Referent ,dass die GemeindeWienseit 1919bis
heute579Lehrpersonenaufgenommenhabe .DassindenandernBundesländern
mehrLehrpersonenaufgenommenwerden,ist darauserkkärlich ,dassebendin
anderenBundesländereine viel höhereDurchschnittsschülerzahlderKlasse
haben. SobetrugdieDurchschnittszahlimSchuljahr192½25inWien28' 5
in Niederösterreichaber39 ( 6 ,in Oberösterreich53 ' 1 ,in Steiermark13' 1,
in Salzburg4l ' 6,inKärnten13' 3,inTirol39' 7,in Vorarlberg33undinBurgenland50' . DieAufnahmevonJunglehrernkannnurvomStandpunktedes
Bedarfeserfolgen.In Wiengehtdie Schülerzahlganzenormzurückundich
habeschonvor 11 oder 12 Jahren auf die ständig sinkendeSchülerzahlauf¬
morksamgemachtundersucht ,dassdie Lchrerbildungsanstalten,die jaBundes¬
anstalten sind ,mit Rücksichtauf die stets sinkendeSchülerzahlnichtso
viel Zöglingeaufnchmensollen .MeinemErsuchenaber wurdenichtentsprcchen .
St. . Speiserweistsodanndaraufhin ,dassdieletztenZwangspensionie¬
rungenimJahre 1926vorgenommenwurdenundzwarsind unter denZwangs¬
pensioniertendieAMarxistenin derUeberzahl. DieVerwendungvonVolks-¬
schullehrernan denHauptschulensteht sowohlmitdemLehrerdienstgesetz
wiemitdemHauptschulgesetzinEinklangundist auchpädagogischdurchaus
zulässig . Anden Bürgerschulenwarenfrüber in den Hauptfächernweitmehr
Volksschullehreralsheutein Verwendung.DieLehrerreserveist heuermit
rund50ogrösseralsinvergangenenJahren.DurchdieZusammenlegungder
Klassenwurde ,sounangenehmwieesauchin dererstenZeitempfundenwurde,
sehr viel Gelderspart ohnedass Schadenangerichtetwurde .St . R.Speiser
widersprichtderBehauptungdesGR.Gschladt,dassdieZentral“?. Mdi¬ - 1Tenh ee

angesichtsdes vergrössertenAufgabenkreisesder Landesverwaltunggegenüher
frühers 'hbesondersvermehrthabe ,wasabernichtausschliesst ,dassimZugeweiterer Verwaltungsreformeneine Herabsetzungder leitenden Postenwird
PlatzgreiferWörnen,DassdiesogenannteJaugeinscheLehrerdienstordnunge
sogut ist, . .. dass sie im Jahre 1919unter demEinfluss
einer Minderheitgeschaffenwurde ,vonder vorauszusehenwar ,dass siedie
Mehrheitin diesemSaalewerdenwird .IneinerBesprechungderAusführungen
des GR .Pfeiffer bemerkt St,R . Speiser ,dass die Einschränkung derSitzunge¬849
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desGemeinderatosaucheineArtRationalisierungbedeute .DieMehrheit
beteiligtsichandenDebattendesGemeinderatesnichtnurdurchdieamts-¬
führendenStadträtesondernauchdurchdieReferenten.DassnachPartei¬
diszipiinabgestimmtwird ,dassell nichtnurbeidenSozialdemekraten,
sondernauchbei denChristlichsezialenvorkommen,es soll segarschonNtedtketbeidenGrossdeutschen.vorgekommensein .DassderBürgermeisternicht
immerimGemeinderatssitzungssaalanwesendsein kann ,empfindenwiralle
schmerzlich .Das erklärt sich aber daraus ,dass der Bürgermeister nament¬

lichin derheutigenschwerenZeitvielfachausdienstlichenGründendaran
verhindert ist . St . . Speiserbeschäftigt sich schliesslich eingehendmit
den Anträgender Oppositionundersucht ,sie abzulchnen .DemBudgetseinerVer
waltungsgruppeersuchtor die Zustimmungzuerteilen( LebhafterBeifallbei derMehrheit ) .

In einentatsächlichenBerichtigungstellt GRtinSchlösinger
richtig ,dassdie vonihr gebrachteZahlüberdie AnstellungvenJunglehrern
sich auf jene Zeitspanne bezogen habe,in der eine normalmässige Anstel¬
lung von Junglehrern nicht erfelgt ist .

Damitist dieDebatteüberdieVerwaltungsgruppeI erledigt ,die
Abstimmungwirdin dermergigenSitzungvergenommen.

St . . Tandlerreferiert überden VeranschlagderVerwaltungsgruppe
III,WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung .Einleitendstellt er fest ,dass
es ungcheuerschwergewesensei ,in der Zeit einer Wirtschaftskrisewie
derheutigen ,in derdie VermehrungderallgemeinenNeteigentlicheineEr¬
höhungdiesesBudgetszurFolgehabenmüsste,dasBudgetverkleinernzu
müssen.GegenüberdemJahr1930und1931ist einRückgangin derGesamt¬
summeder Ausgabenzu verzeichnen ,aber dieser Rückganggeht vor allemauf
Kostender Investitionen ,wobeinochder Umstandversöhnendwirkt ,dass
viele Ausgabender vergangenenJahreAusgabenin der Zukunftentbehrlich
machen. Diesgilt zumBeispielvondemBaueinesTuberkulosepavillons,dem
BaudesStadionsundder Anschaffungder grossenQuantitätvonRadium .Ein
VergleichderBetriebsausgabendiesesVoranschlagesmitdenenfrühererVor¬
anschläge fällt sogar zugunsten des heurigen Jahres aus .Im Jahre 1930
warendie reinen Betriebsausgabender VerwaltungsgruppeIII 107 ' 6Millio - ¬
hen ,imJahre1932werdensie109' 5Millionenbetragen,eineErhöhung,die
nur durch Streichung vieler Investitionen ermäglicht wurde . Diein schreck¬
licher Weiseansteigende Arbeitslosigkeit hat auf das BudgetderGemeinde
eine furhhtbareAuswirkung. Zuder beträchtlichenErhöhungderUnterstützunge
gesellensichdie Auswirkungenauf dasorganischeKapital ,ierGesellschaft,
auf die Bevölkerung ,Auswirkungen,die sich in demungeheurenZustromder
alten Menschenin die Versorgungoffenbaren ,in der ungeheurenZunahmeand .derKinder ,die die Gemeindein ihre Fürsorge übernehmenmuss .Im Jahre1929
warenes 11 . 4o0Familien ,deren Kinderdie Gemeindebefürsorgenmusste ,Im
September1931warenes 19. 500. Seitherist dieseZahlnochgewaltiggestie¬
gen . Mandarf sich aber auch darüber nicht täuschen ,dass dieArbeitslosig
keit derElternnichtnuraugenblicklichaufdenErnährungszustandder
Kinder zurückwirkt ,sondern dass sich diese Auswirkung noch Jahre ja
vielleichtnochJahrzehnteäussernwird .Esist einebekannteTatsache ,dass
auf eine besondereSteiggrungder Arbeitslosigkeitin einemgewissenInter¬
vall eine bosondereHinfälligkeitder Kinderundeine besondereInfektions¬
empfänglichkeit 'der Kinderfür Tuberkulosefolgt .Unmittelbarwerdenwir
durch die Arbeitslosigkeit durch die Steigerung derUnterstützungsbeiträge
betriffen .Unsere Beiträge für die Notstandsaushilfe betrag : . M

Ses
gegenübordemJahre1931um3 Millionenmehrundos ist :zweifelhaft,
ob damit das Auslangen würd gefunden werden können .

850
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DieAnforderungen,dieandieGemeindegestelltwerden,gehennahezuanden
RandderErfüllbarkeit.AusdiesemGrundebinichdærangegangen,nebender
FürsorgederGemeinde,zuderdieWienerBevölkerungdurchihreSteuer
beiträgt ,eine freiwillige Fürsorge ,die Winterhilfe zu begründemIchsehe
inihreinenwillkommenenAusbauunsereroffiziellenFürsorge,wobeiaus-¬
drücklichfestgestellt werdensoll ,dassdie Winterhilfenicht etwadie
Stadtverwaltungin ihren Bemühenzu sparenunterstützensoll,sie sollden
MenschendieserStadtdieMöglichkeitgeben,freimelligmitzutunundInalleKreisendas Gewissenwecken .DieGemeindehält für die Winterhilfe1Mil-¬
lion Schilling par ,und hat sich damitvonvornehereinbereiterklärt ,für
die Ausgesteuerten ,für die durch einen Parlametsbeschluss 3 Millionenfür
denganzenBundvotiert wurdenihrenTeil beizutragen. Eswärenursehrzu
wünschen ,dassdie sich imEügenblickergebendenSchwierigkeitenbeiVertei¬
lung dieser Summenan die einzelnen Länder und Gemeindenso rasehwie
möglichbehobenwerden,Ramitdie in Betracht kommendenSummenso raschwie
möglichverwendetwerdenkönnen=ImBudgetist auchwiederdieSummevon
1 Millionfür ausserordentlicheAushilfenan die Arbeitslosenenthalten .
DerungeheureAndrang ,der » e .gelegentlichder Wönterhilfeaktionunsere
Fürsorgeinstitutionenausserordentlichin Anspruchnimmt ,hat zurFolge ,
dasswirdiesenBetragnichtnochvorWeihnachtenzurAusgabebringen
können .DieseAktionwirdvielmehrerst am4 .JännerdeskommendenJahres
beginnen . Trotzaller unsererBemügungenwirdes unsereganzeAnstrengung
kosten ,die Arbeitslosenundvorallemdie AusgesteuertenüberdenWinter
hinwegzubringen. WirgebenderHoffnungAusdruck,dassunsdiesdankder
Winterhilfeerleichtertwerdenwird ,dankjenesUnternehmens,demwirnicht
nur die Beisteuerunggrosser GeldmittelnundSachaushilfenverdanken ,sonder
das auchzeigt ,dass die Solidarität der MenschlichkeitüberallenPartei¬
haderhinwegzuführenimstandeist . DieAuswirkungderArbeitslosigkeit
zeigt sich auch in der geschlossenen Fürsorge ,die immermehrbeansprücht
wirdundderenSchwierigkeitenganzbesondersgrossesind .Umdersteigenden
Arbeitslosigkeit zu begegnen ,habenwir drei neueObdachlosenstellenund
zwarin der Fransensbrückenstrasse ,in der Vierthalergasseundin derAl¬
ingergasse vorbereitet wonurchsiehbeine Vermehrungumrund 1ooo Obda- ¬

möglichkeitenergibt .Ich bin überzeugt ,dass wir damitdas Auskommenfinden
werden .

St . . Tandlerstellt sodannfest ,in welchemhohenMassederBe¬
völkerungskörperunserer Stadt vondemRückgangder Geburtlichkeitbetrof¬
fen ist ,einer Erscheinung ,die heutenahezuüberdie ganzeWeltgehr .Wir
hattenimJahre1931rund17 . 000Geburtenund26 . 000Sterbefälle .Dasbe¬
deutet einen Rückgangder Wiener Bevölkerung umca 9000 Menschen .Daseinzi¬
geErfreulicheandiesenZiffernist derRückgangderSäuglingssterblich-¬
keit,dertrotzderungeheurenArbeitslosigkeitundNotzuverzeichnenist .
RegenübereinerSäuglingssterblichkeitvonmehrals 12ProzentnochimJahre
1922hatten wir imJahre 1931eine solchevonnur ' 1Prozent .Es zeigtsich
dass auf diesemGebietewirklich das Möglichstegeschehenist .Währendsich
im Laufe der letzten 11 Jahre die Zahl der Todesfälle durch Erkrankungen
des Herzens und des Gefässystems nahezu gar nicht geändert hat und die Zahl
der TodesfälledurchTuberkuloseummehrals 50 Prozentzurückgegangenist .
ist beimKarzinomein Ansteigenummehrals das Doppeltezukonstatieren .

hohenDaszeigt,wierichtig die StadtWiengehandelthat ,dasssie trotzder/Aus-¬
gabendie bekanntegrosse Quantität vonRadinmbeschafft unddasRadium¬
institut gegründethat .DiesesInstitut hat sich seit seiner Schaffungganz
ausgezeichnetbewährt ,Wirwerden weis über dieIndividualbehandlung851
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hanausKarzinomfürsorge ,KarzinomdiagnostikundKarzinomberatungsstellen
zuerrichtenimstandesein ,eineAktiondesnächstenJahres ,dieimBudget
nichtaufscheint,weilsiekeinebesonderenKostenverursachenwird .St. R.Tandlererwähntnoch,dass ,währenderfreulicherweiseunsereStadtvonEpide-¬

mien ganzbewahrtbleibtundwährendesgelungenist ,diefurchtbare
SeuchederTuberkuloseinungääublichemMasseinzudämmen,ebensodieZahl
derGeschlechtskrankheiten,dieZahlderIrrsinnsfälleinstetemAufsteigen
begriffenist unddassesalleMühekestet ,dieFürsorgefürdieseständig
steigendeZahlvonUnglücklichennechzutwältigen. St. . Tandler
schliesstunterHinweisdarauf ,dasswirfürsorgerischeinersehrschweren
ZeitentgegengehenmitdemAppell analle ,inderFürsorgenachKräftenmitzuhelfen( LebhafterBeifallbei derMehrneit).

ER. Dr. Apneld( . . )bemängeltzunächst ,dassdiestädtischeFür¬
sorgeverwaltungderprivatenFürsorgeundinsbesonderederkatholischen
CaritasaufjedemGebietschwereHinderhissein denWeglegt . Dasbeweist
dasVorgehenderstädtischenFürsorgeverwaltungaufdenGebietederMutter-¬
beratungundin vielenanderenZweigenderFürsorge.SpeziellaufdemGebiete
der Mutterberatungsuchtdie städtischeFürsorgedie private Fürsorgeaus¬
zuschalten.Dadurchist dieGemeindegezwungen,fürdieMutterberatungsstellen
mehrGeldauszugeben ,als notwendigist,weshalbdie Ansätzefür dieMutter-¬
beratungsstelleninihrervorliegendenFormgegendenGrundsatzderWirt-¬
schaftlichkeitundZweckmässigkeitderVerwaltungverstossen .Dienächsten
AusführungendesRednersbeschäftigensichmitdemSpitalswesen ;dazuerklärt
GR. Dr.Arnold,dassdieSpitälereinenUnterbelaghaben,derinfolgederSpar¬samkeitderöffentlichenVerwaltungendurchDrosselungenbeiderAufnahme
herbeigeführtwird .BesonderseingehendsprichtderRednerüberdiekatholi¬
scheSeelsorgevorallemin denWienerstädtischenKinderspitälern.Erbe¬
mängelt,dassandiesenSpitälerndiekatholischenSeelsorgergehindertwerder
ihrerBerufspflichtnachzukommen.DasisteinargerVerstossgegendieReli¬
gionsfreiheit . DieSpitalsverwaltungenundProf .Tandlersindnichtbe¬
rechtigt ,einenSeelsorgerin der Ausübungseiner Pflicht in denArmzu
fallen ;sieverletzendamitgesetzlichgewährleisteteRechte.Solangesolche
ZuständeimWohlfahrtswesenherrschen ,müssenwirdenVoranschlagablehnen.( Beifall ) .

BürgermeisterSeitzkommtamSchlussederSitzungaufdenVorwurfdes . . Pfeifferzurück ,dassderBürgermeisterbei denSitzungendesGemein¬
deratesseltenanwesendsei .Ichmussfeststellen ,dassich ,soweitesmeine
anderenAmtsgeschäftegestatten ,immerimGemeinderatanwesendbin .EsistabereinebekannteTatsache,dassbeimBürgermeistersehroftDeputationenund
VorsprachengeradezueinerZeiterfolgen ,zudermeineAnwesenheitimRat¬hause angenommenwird .So habe ich gestern 5 Deputationen - undmanchevon
ihnen in wichtigen Dingen -empfangen und heute war ich eine Zeit lang durch

parlamentarischeVerhandlungenverhindert ,imGemeinderatanwesendzusein .
AuchimParlamentkönnenderBundeskanzlerunddie MitgliederderRegierung
ausähnlichenGründennichtimmerandenVerhandlungenteilnehmen.Daraus
machenwirals OppositiondemBundeskanzlerunddenMitgliedernderRegierungkeinenVorwurf. WennGR .Pfeifferbeanständethat ,dassderBürgermeistervon
WiengleichzeitigeinFunktionäreinerpolitischenParteisei ,soistdieskeine neueErscheinung .Die BürgermeistervonWienwarenauchinfrüheren
ZeitenmassgebendePolitiker . Esist auchgutso . WehederStadtWien,wennein Bürgermeisterin der Politik des Staates sonst nichtsbedeutete !

DieVerhandlungenwordenabgebrochen.Fortsetzungmorgen,Donnerstag,17Uhr .
Schluss der Sitzung 22Uhr .

Bogenabfertigung22 Unr25852
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